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BGH zu Vertragsstrafeklausel in einem
Einheitspreisvertrag

In einem Urteil vom 15.02.2024 (Az. VII ZR 42/22) hat sich der BGH VIl ZR 42/22
Bundesgerichtshof zu einer von einem kommunalen Auftraggeber
in einem VOB-Einheitspreisvertrag verwendeten
Vertragsstrafeklausel gedul3ert. Der zu beurteilende
Einheitspreisvertrag enthielt eine Formularklausel, die die
Begrenzung einer von dem Auftragnehmer verwirkten
Vertragsstrafe auf maximal 5 % der im Auftragsschreiben
genannten Auftragssumme vorsieht. Unter Bezugnahme auf sein
Grundsatzurteil aus dem Jahr 2003, in dem eine in Allgemeinen
Geschaftsbedingungen enthaltene Vertragsstrafeklausel mit einer
Hoéchstgrenze von mehr als 5 % der Auftragssumme fur
unwirksam erachtet wird, hat der Bundesgerichtshof entschieden,
dass eine an der urspringlichen Auftragssumme orientierte Hohe
der Vertragsstrafe einer Inhaltskontrolle nicht standhalt. Denn
mafgebliche BezugsgréfRe fur die Grenze von 5 % des
Vergltungsanspruchs sei die Abrechnungssumme in ihrer objektiv
richtigen Héhe. Da aber bei einem Einheitspreisvertrag die
tatsachliche Abrechnungssumme unter der (vorlaufigen)
Auftragssumme liegen kdnne, besteht die Moglichkeit, dass die an
der Auftragssumme orientierte Grenze von 5 % Uberschritten wird.

Nach dieser Entscheidung werden Auftraggeber zu priifen haben, Standardvertrage sind zu
inwieweit Vertragsstrafeklauseln in ihren Standardvertragen noch priifen
einer Inhaltskontrolle standhalten.

Dr. Thomas Briibach, Fachanwalt fiir Bau- und Architektenrecht,
Fachanwalt fiir Steuerrecht

Diese Information beinhaltet keinen Rechtsrat.
Die Informationen geben die Rechtsprechung
und Rechtsentwicklung nur auszugsweise
wieder und kénnen im einzelnen individuelle
Beratung nicht ersetzen.
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Dr. Thomas Brübach, Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht, Fachanwalt für Steuerrecht
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Standardverträge sind zu prüfen


